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Interventionsleitfaden  

 

Das Interventionsteam handelt nach folgendem Leitfaden:  

 

1. Das Interventionsteam prüft, um welche Art von Verdacht es sich handelt. Es hört dazu geeignete 

Personen an. Bei einem begründeten Verdacht eines sexualisierten Übergriffs wird das weitere Vor-

gehen beraten. Sollte das Interventionsteam den Verdacht für unbegründet halten, ist dies sorgfältig 

zu dokumentieren. Bei begründetem Verdacht, wird wie folgt gehandelt: 

 

2. Die Meldestelle des Landeskirchenamtes wird informiert. Das gilt für jeden Verdachtsfall, unab-

hängig aus welchem Arbeitsbereich die verdächtigte Person stammt und geschieht durch den/die je-

weilige/n Mitarbeiter/Mitarbeiterin, der/dem etwas anvertraut wurde oder der/die etwas beobach-

tet hat oder den Superintendenten/ die Superintendentin, nachdem das Interventionsteam den Ver-

dacht geprüft und als begründet eingestuft hat. 

 

3. Sind Minderjährige betroffen, wird die insoweit erfahrene Fachkraft hinzugezogen und geprüft, ob 

es sich um eine Gefährdung gemäß § 8a SGB VIII handelt. Das weitere Vorgehen regelt die „Vereinba-

rung gemäß §8a Abs.4 und §72a SGBVIII“ mit dem Jugendamt der Stadt Duisburg, die von den Man-

daten des Kirchenkreises bereits unterzeichnet wurde oder noch zu unterzeichnen ist. 

 

4. Die Personensorgeberechtigten werden durch das Interventionsteam umgehend über den Vorfall 

und die unternommenen Schritte informiert. Die Information der Personensorgeberechtigten unter-

bleibt nur dann, wenn dadurch das Kindeswohl gefährdet werden würde und die Gefährdungsein-

schätzung dagegen spricht. Die Wünsche der betroffenen Person oder der Personensorgeberechtig-

ten und ihre Lösungsvorschläge werden in das weitere Vorgehen mit einbezogen. Der betroffenen 

Person und den Personensorgeberechtigten wird, wenn gewünscht, Beratung angeboten oder ver-

mittelt. Die Verfahrensabläufe sind gegenüber der bzw. dem Betroffenen und den Personensorgebe-

rechtigten transparent zu halten. Den Personensorgeberechtigten wird nahegelegt, sich vor Erstat-

tung einer Anzeige eingehend juristisch beraten zu lassen.  

 

5. Es werden umgehend geeignete Maßnahmen zum Schutz des betroffenen Kindes, Jugendlichen 

oder sonstige Schutzbefohlenen vereinbart.  

 

6. Es wird festgelegt, wer im Interventionsteam welche Aufgabe übernimmt. Dabei wird darauf ge-

achtet, dass derjenige, der die Fallverantwortung trägt, nicht zugleich seelsorgliche Aufgaben hat. 

Außerdem wird festgelegt, wer die Ansprechpartner für die Betroffenen, die Beschuldigten und für 

den Fachbeistand des Landeskirchenamtes sind.  
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7. Der Kreissynodalvorstand und das betroffene Leitungsorgan werden über den Eingang der Mel-

dung und die erste Einschätzung vertraulich informiert.  

 

8. Entscheidungen über die Freistellung des bzw. der Mitarbeitenden werden beraten und bei Not-

wendigkeit getroffen. 

 

9. Die beschuldigte Person kann angehört werden, wenn dies ohne Gefährdung der Aufklärung des 

Sachverhalts bzw. des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens möglich ist. Insbesondere wenn Über-

griffe auf weitere Personen zu befürchten sind, kann es erforderlich sein, die beschuldigte Person aus 

dem Arbeitsfeld (Suspendierung, Umsetzung, Hausverbot, etc.) zu nehmen, auch bevor genauere Er-

mittlungsergebnisse vorliegen. 

 

In besonders schweren Fällen oder wenn sich die Verdachtsmomente verdichten, besonders aber 

wenn gegen die beschuldigte Person Anklage erhoben wird, kann auch eine sog. "Verdachtskündi-

gung" in Frage kommen. Eine Verdachtskündigung erfordert eine vorherige Anhörung der beschul-

digten Person und die Beteiligung der Mitarbeitervertretung (MAV) nach dem Mitarbeitervertre-

tungsgesetz. Die Gefährdungseinschätzung, der Schutzplan und die geplanten Maßnahmen sind ent-

sprechend zu dokumentieren und sicher aufzubewahren. 

 

10. Es wird die Möglichkeit der Erstattung einer Strafanzeige gegen den bzw. die Mitarbeitende/n ge-

prüft, da der Ev. Kirchenkreis Duisburg keine sexualisierte Gewalt duldet. Ausnahmen von der Straf-

anzeige können im Einzelfall gemäß den Vorgaben des Unabhängigen Beauftragten der Bundesregie-

rung erfolgen, wenn die betroffene Person bzw. deren Personensorgeberechtigten die Erstattung ei-

ner Strafanzeige ausdrücklich ablehnen und die Gefahr einer Re-Traumatisierung besteht. Dies ist 

vom Interventionsteam und dem Träger gründlich abzuwägen. Die Möglichkeiten der Anonymen 

Spurensicherung (ASS) sind bekannt und das Interventionsteam berät im Einzelfall Betroffene hier-

über.  

 

11. Die Gefährdungseinschätzung, der Schutzplan und die geplanten Maßnahmen werden dokumen-

tiert und sicher aufbewahrt.  

 

12. Dem bzw. der aufdeckenden Mitarbeitenden und deren Team sowie den Leitungskräften werden 

externe Unterstützungen zur Aufarbeitung der Geschehnisse zur Verfügung gestellt.   

Es wird eine eindeutige Sprachregelung hinsichtlich des Vorfalls auch für die Öffentlichkeit getroffen. 

Dies geschieht unter Einbeziehung des Pressereferenten/ der Pressereferentin, der/die auch Mitglied 

des Interventionsteams ist.  


